Letter of Intent

Bei komplexen Projekten nähern sich die Parteien einem endgültigen Vertrag häufig in einzelnen Schritten. Zur Vorbereitung der Entscheidungen über den Eintritt in Vertragsverhandlungen kann es erforderlich werden, Informationen auszutauschen. Um die Nutzung solcher Informationen zu anderen Zwecken zu verhindern (falls ein Vertragsschluss nicht gelingt), sollten vorzeitig Geheimhaltungsvereinbarungen geschlossen werden, die das zu schützende Wissen genau umschreiben und die auf die Sanktionen für den Fall der Verletzung hinweisen. 

Folgende drei Rechtsfragen treten häufig bei der Benutzung des Letter of Intent (LoI) auf:

· Ist mit diesem der beabsichtigte Vertrag bereits geschlossen?

· Enthält der LoI bereits vertragliche Absprachen im Vorfeld?

· Erwachsen aus diesem beim Scheitern des geplanten Vertrages Schadensersatzansprüche? 

Ein LoI bezweckt die Festlegung der Marschroute für künftige Vertragsvereinbarungen. In dem LoI sind meist gemischte Formen von reinen Absichtserklärungen, aber auch bindende Verpflichtungen wie in Vorverträgen aufzufinden. Aus diesem Grunde ist die rechtliche Einordnung häufig unklar. Grundsätzlich ist der LoI streng von dem deutschen Modell des Vorvertrages zu unterscheiden.

Mit dem LoI, der eine Erfindung der US-amerikanischen Vertragspraxis ist und der eine erste Fixierung wichtiger Vertragspunkte erhält, wird ein Sachverhalt angesprochen, der weder durch Regeln des öffentlichen Rechts noch durch zwingende Normen des Privatrechts vorgeformt ist. Der LoI wird häufig im Vorfeld wirtschaftlich bedeutsamer und komplexer Projekte bei Vertragsverhandlungen im internationalen Rechtsgebrauch verwendet. Durch den LoI wird die Bereitschaft signalisiert, mit dem Adressaten in ernsthafte Verhandlungen über einen Vertragsschluss einzutreten, ohne dass damit schon ein verbindliches Angebot verbunden ist. In den meisten Fällen soll der LoI keine Bindungswirkung entfalten. (Typische Wortwahl im Rahmen des LoI : „Die Vertragspartner bemühen sich,../ beabsichtigen,...“).

Im europäischen Kontext sind verschiedene Anwendungsmodi zu berücksichtigen, die beim Entwurf des LoI unterschiedliche Auswirkungen haben können, je nachdem, welches Recht Anwendung findet. In dem anglo-amerikanischen Vertragsrecht wird der LoI nicht als vertragserzeugende Erklärung angesehen, er ist „non-binding“ im Bezug auf die Hauptleistung. In der französischen und belgischen Rechtspraxis wird der LoI sowohl als Grundlage von Verhandlungspflichten gesehen als auch als reine Absichtserklärung einer Partei. 

Der LoI hat nach den Grundsätzen des deutschen Rechts keine vertragserzeugende Wirkung, sondern ist eine reine Absichtserklärung. Doch auch bei Anwendung des deutschen Rechts sollte ausdrücklich der Vorbehalt eines umfassenden abschließenden Vertrags aufgenommen werden. Häufig werden in dem LoI Ansprüche aus Verschulden bei Vertragsanbahnung oder während der Vertragsverhandlungen für den Fall des Scheiterns ausgeschlossen. Diese Regelung sollte dann allerdings ausdrücklich als bindend bezeichnet werden. Dies gilt auch, sofern Geheimhaltungsvereinbarungen - statt in einem gesonderten Vertrag - in dieser Absichtserklärung vereinbart werden.

Entscheidend für die rechtliche Einordnung des LoI ist daher neben der Frage des anwendbaren Rechts, die eng mit der gerichtlichen Zuständigkeit verknüpft ist, ebenso die Frage, ob das Papier Vertragsverpflichtungen wie in einem Vorvertrag enthält.

